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• „Nach Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz (GG) genießen politisch 
verfolgte Ausländer das Recht auf Asyl in Deutschland. 

• Das Grundrecht auf Asyl gilt allein für politisch Verfolgte, d.h. für 
Personen, die eine an asylerhebliche Merkmale anknüpfende 
staatliche Verfolgung erlitten haben bzw. denen eine solche nach 
einer Rückkehr in das Herkunftsland konkret droht. Dem Staat 
stehen dabei solche staatsähnlichen Organisationen gleich, die den 
jeweiligen Staat verdrängt haben oder denen dieser das Feld 
überlassen hat und die ihn daher insoweit ersetzen (quasi-staatliche 
Verfolgung). Verfolgung). 

• Zur Begriffsbestimmung der politischen Verfolgung wird dabei auf 
die Merkmale der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) 
zurückgegriffen. Entscheidend für die Asylgewährung ist danach, ob 
eine Person „wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 
ihrer politischen Überzeugung“ (Art. 1 A Nr. 2 GFK) 
Verfolgungsmaßnahmen mit Gefahr für Leib und Leben oder 
Beschränkungen ihrer persönlichen Freiheit ausgesetzt sein wird 
oder solche Verfolgungsmaßnahmen begründet befürchtet.“ (BAMF, 
Migrationsbericht 2008, Nürnberg 2010, 105)










































